
Burdessozialgericht

— ? RAr 17/72 — I m N a m e n d e 5 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Zugcstellt am ................................................ ‚.,9. Dezember 4974
.

Klägerin und Revisionsklägerin,

RegHauptsekrctär “rozeßbevollmächtigter: ‚‚‚‚‚
„.;

............ . „„„„„„als Urk.Beemter
d„Gesch.Stclle

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklegte°

Der 7° Senat des Burdessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 29, August 4974 durch

den Vorsitzenden Richter Dr. B r o c k.e und

die Richter H e n n i g und Dr° G a g e l '

sowie die ehrenamtlichen Richter B 6 s s o w

und S c h u c h m a n n für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 24° November

4971 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und

Entscheidung an des Lendessozialgericht zurückver—

wiesenu
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‚Der Rechtsstreit betrifft die Frage, ob Kurzarbeiter—

geld (Kug) an einem Wochenfeiertag zu zahlen ist, wenn
die Kurzarbeit an diesem Feiertag beginnt.

Die Klägerin zeigte der Beklagten am 24° April 4967

wegen Auftragsmangels Kurzarbeit an, und zwar für V

Werk und Verwaltung in Eschwege ab 1. Mai 1967 (Tag

der Arbeit) und für die Abteilung Finanz— und Rech—

nungswesen in Eschwege und Kassel ab 45„ Mai 1967

{Pfingstmontag}. Die Kurzarbeit war für Werk und

Verwaltung in Eschwege dahingehend geregelt, daß die

erste Weche arbeitsfrei war, die zweite und dritte

Yoche voll gearbeitet wurde und in der vierten Woche

wiederum die Arbeit ausfiel. Die Abteilung Finanz—

und chhnungswesen in Eschwege und Kassel arbeitete

in der ersten Woche nicht, in der zweiten voll, in

der dritten Woche wiederum nicht und in der vierten

ebenfalls voll. Die Klägerin hat für die Wochen, in

denen gearbeitet wurde, vollen Lohn gezahlt für Werk

.und Verwaltung Eschwege, also auch für den 45„ Mai

1967 (Pfingstmontag);

Die Beklagte bewilligte Kug für die beantragten} Zeit—
räume, ausgenommen die beiden Feiertage, an denen

jeweils die Kurzarbeit begann, d. h° für Werk und Ver—

waltung Eschwege nicht für den 1. Mai 4967,'für die

Abteilung Finanz— und Rechnungswesen nicht für den
45, Mai 4967. Zur Begründung wird ausgeführt, daß an

diesen Tagen die Kurzarbeit nicht unvermeidbar gewesen

sei (Bescheide vom 8, Mai 4967 und 49° Juni 4967;

Kiderspruchsbescheid vom 48. August 4967)=
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Die hiergegen gerichtete Klage blieb in beiden Vorinstanzen

erfolglos (Urteil des Sozialgerichts — SG — Kassel von
26° April 4968;'Urteil des Hessischen Landessozialgerichts

—LSG — vom 24° November 4974)°

Die Klägerin hatte ihr Begehren vornehmlich darauf gestützt‚

daß an den streitigen Feiertagen hätte gearbeitet werden

müssen, wenn nicht ein am 10° Mai 4967 fälliger Lieferauftrag
eines französischen Auftraggebers von diesem zurückgenommen

werden wäre°

Das LSG hat die Ansicht vertreten, ein unvermeidbarer Ar—

beitsmangel (% 117 Abs° 4 Nr° 2 des Gesetzes über Arbeits—

ve1mittlung und Arbeitslosenversicherung — AVAVG —) an

Sonn— und Feiertagen liege nur vor, wenn in einem Betrieb

in der Regel an Sonn— und Feiertagen gearbeitet werde°

Blieben wegen der Rücknahme eines Auftrages außergewöhn—

liche Belastungen aus7 die Feiertage— und Mehrarbeit not—

wendig gemacht hätten, bestehe keine Möglichkeit, solchen

„Arbeitsausfall mit Kug auszugleichene Die gesetzliche Rege—

lur2 knü fe an die re‘elmäßi°e Arbeitszeit im Betrieb anL P % &
\es 448 Abs„ 2; 425 AVAVG)„

Hit der zugelassenen Revision rügt die Klägerin eine unrich—

tige Auslegung des @ 447 Abs° 1 Nr„ 2 AVAVGund bringt hier-

zu insbesondere vor:

Das LSGhabe zu Unrecht darauf abgestellt, db der Betrieb
grundsätzlich eine durchgehende Arbeitszeit habe und an

Sonn— und Feiertagen arbeite° Nach dem für den Betrieb der

hlägerin maßgeblichen Tarifvertrag betrage die regelmäßige

Arbeitszeit 40 Stunden in der Woche° Die Verteilung der

Arbeitsstunden sei vom Arbeitgeber im Einverständnis mit

dem Betriebsrat vorzunehmen. Ein rbeitsverbot an Feiertagen

sei dem Tarifvertrag nicht zu entnehmen° Bei betrieblicher

Notwendigkeit könne auch an Feiertagen gearbeitet werdenq

La ohne die Rücknahme des französischen Auftrages Feiertag?—
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arbeit erforderlich gewesen wäre, müsse auch der Feier—

tag in die Berechnung einbezogen werden°

Das LSG habe auch den % 120 Abs° 3 AVAVGunrichtig an—
genandt° Danach gelten Wochenfeiertage nur als Zeiten

des Arbeitsausfalls, soweit eine LohnZahlung nicht

infolge des Arbeitsmangels entfalle„ Der Runderlaß

des Präsidenten der Bundesanstalt vom 7„ März 1967 —
II a 71202 — enthalte den Hinweis, dem Betrieb sei

nicht zuzumuten, die Kurzarbeitsperiode nach dem Aus—

fall von Wochenfeiertagen auszurichten° Die organisa-

torischen, technischen und sozialpolitischen Gründe,

die für den konkreten Arbeitsplan maßgebend gewesen

seien, seien hinreichend dargetan worden° Daraus er—
gäbe sich, daß die Kurzarbeitsperiode jeweils mit dem

Vochenbeginn habe einsetzen müssen° “ ‘

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Hessischen LSG vom 24, November

1971 und das Urteil des SG Kassel vom 26° April

1968 aufzuheben, die Bescheide der Beklagten

vom 8. Mai und 19° Juni 1967 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 18, August 1967

abzuändern und die Beklagte zu verurteilen,

Kurzarbeitergeld auch für den 1° und 15° Mai

1967 zu gewähren,

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie bezieht sich zur Begründung auf die angefochtenen
Urteile und Bescheide°

Beide Beteiligten haben einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung {% 124 Abs° 2 des Sozialgerichtsge—

setzes — SGG —} zugestimmt°
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II

Die Revision ist zulässig° Sie ist auch begründet und führt

zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und Zurückverueisung

der Sache an das LSG°

Die Zurückverweisung ist geboten, weil gemäß 5 75 Abs„ 2 SGG

die Eeiladurg des Betriebsrats der Klägerin erforderlich

war° Ein solcher Verfahrensfehler ist in der Revisionsi

stanz von Amts wegen zu beachten (BSG, Beschluß vom 42: März

4974 — 2 S 4/74 —).

Das LSG hat zutreffend die von der Kurzarbeit betroffenen

Arbeitnehmer nicht beigeladen° Die Klägerin macht die Rechte

ihrer Arbeitnehmer, denen die Ansprüche auf Kug materiell

zustehen (55 446‚ 420 AVAVG), im eigenen Namen geltend°
Wegen der weitgehend von den betrieblichen Verhältnissen

abhängigen Leistung des Kug hat das Verfahren bei der Be—

willigung und Feststellung des Kug eine besondere Ausge—

staltung erhalten° Abweichend von dem üblichen Grundset3

daß der Anspruchsberechtigte die Voraussetzungen für die

Gewährung nachzuweisen oder sonst dabei mitzuwirken hat,

wurden beim Kug in Anpassung an die besonderen Verhältnisse

dieser Leistungsart die Nachweis- und Mitwirkungspflichten

dem Arbeitgeber (oder dem Betriebsrat) auferlegt„ Dieser

hat nach 5 488 Abs° 4 Satz 4 AVAVG die Kurzaroeit anzuzeigen,

nach Abs„ 2 Satz 2 den Antrag auf Gewährung des Kug zu
stellen und nach Abs° 5 die Voraussetzungen für den Lohnaus—

fall nachzuweisena Er unterliegt insoweit der Kontrolle

durch das Arbeitsamt‚ welches insbesondere Einsicht in seine

Geschäftsbücher und sonstige Unterlagen nehmen kann„ Schließ—

lich ist der Arbeitgeber oder die Betriebsvertretung, nicht

aber der vom Lohneuefall betroffene Arbeitnehmer der Adre.set

des Bewilligungsbescheides (@ 488 Abs° 4 Satz 5 AVAVG)° Nach
ä 4884;\bs° 4 AVAVG ist 5 470‘AVAVG‚ der für das Arbeitslosen—

.|
geli die persönliche Antragstellung vorschreibt‚ von der
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entsprechenden Anwendung auf das Kug—Verfahren ausge-

nommen. Aus allem muß entnommen werden, daß das Arbeitsä

amt bei dem Verfahren zur Gewährung des Kug grundsätz-

lich mit dem Arbeitgeber zu tun haben soll, während sich

der einzelne Arbeitnehmer wegen des Kug - ebenso wie

wegen des Arbeitslohns, an dessen Stelle das Kug tritt 4

‘nur an seinen Arbeitgeber halten soll (5. für die

gleichartige Regelung des Schlechtwettergeldes BSG 55,
64 ff)° Ist aber der Arbeitgeber — hier die Klägerin —
Subjekt des Verwaltungsverfahrens und haben die an-
sp1uchsberechtigten Arbeitnehmer insoweit keine Befug—

nis, ihre Rechte zu verfolgen, so ist die Klägerin

Prozeßstandschafterin ihrer Kurzarbeit leistenden

Arbeitnehmer(vgl. BSG22, ”181,485= SozRNr. 26 zu
3 444 SGG; BSG SoleNr. 5 zu 5 445 l AVAVG). Aus der
Rechtsstellung der Klägerin im Verwaltungsverfahren

ist auf ihre Befugnis zu schließen, anstelle und unter

£usschluß der materiell—rechtlich Berechtigten auf Kug

zu klagen (zum Begriff der Prozeßstandscheft: Stern,

hechtsschutz im Sozialrecht, 1965, S. 225, 230 mit

veiteren Nachweisen). Eine Klagebefugnis der Anspruchs—
berechtigten ist auch nicht insoweit anzuerkennen, als

es sich um die "persönlichen Voraussetzungen" des An-

spruchs auf Kug handelt (so aber Hennig/Kühl/Heuer,

AFG, 5 72 Anm. 13). Die Prozeßführungsbefugnis kann
sich nur auf den geltend gemachten Anspruch als ganzen
beziehen, nicht aber auf einzelne Elemente seiner Be—

gründung (vgl. BSG SozR Nr. 5 zu 5 145 l AVAVG). Wenn

somit den anspruchsberechtigten Arbeitnehmern neben

der Klägerin eine Klagebefugnis nicht züsteht, besteht

auch nicht die Gefahr divergierender Entscheidungen,

denen durch eine notwendige Beiladung gemäß 5 75
Abs. 2 SGG zu begegnen wäre. Eine Beiladung der be-

troffenen Arbeitnehmer würde vielmehr die vom Gesetz-
€eber in 5 488 AVAVG erstrebte Verfahrensvereinfachung

durchkreuzen (ebenso Stern aaO S. 245 ff, 245). Die
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Entscheidung des Prozesses zwischen dem Prozeßstandschafter

und dem Prozeßgegner-wirkt ohnehin materiell gegenüber den

betroffenen Arbeitnehmern° Der Ausschluß der Klagebefugnis

der vom Lohnausfall betroffenen Arbeitnehmer und die sich

daraus ergebende Folge‚ daß sie nicht zu den notwendig

Beizuladenden gehören, verstößt nicht gegen Art° 49 Abs„ 4

des Grundgesetzes (GG); insoweit greifen dieselben Erwägun—

gen durch‚ welche der Senat bereits zum Ausschluß der Klage—

befugnis des Arbeitnehmers beim Schlechtwettergeld ange—

stellt hat (Vgle BSG 527 6#‚ 67)„

Anstelle der betroffenen Arbeitnehmer ist jed>ch die

Betriebsvertretung nach 5 75 Abs° 2 SGG notwendig zum

Verfahren beizuladen„ Die Entscheidung kann auch ihr gegen—

über nur einheitlich ergehen„ Eine einheitliche Entschei—

dung ist immer dann erfcrderlich und eine Beiladung deshalb

geboten, wenn der Rechtsstreit zwischen zwei Beteiligten

unmittelbar materielle Rechte eines Dritten berührt° Dies
Vist hier der fall, weil der Betriebsvertretung zur Siche—

rung der Arbeitnehmerinteressen im Rahmen der Gewährung von

Kug ein materielles Kontrollrecht zusteht, das durch die

Entscheidung in diesem Verfahren berührt wird° Dieses

Kontrollrecht folgt aus 5 488 Abs. 4 und 2 AVAVG°Seinem
Wortlaut nach wird der Betriebsvertretung zwar nur das

Recht eingeräumt, anstelle des Arbeitgebers die Kurzarbeits—

anzeige zu erstatten und den Antrag auf Lohnausfallvergütung

zu stellen‚ Die besondere Funktion dieses Rechts zwingt

aber zu weitergehenden Folgerungen° Die eingeräumten Befug—

nisse stellen einen - wenn auch unvollkommenen — Ausgleich

dafür der, daß der einzelne Arbeitnehmer aus Praktikabilitäten

erwägungen von der Mitwirkung am Verfahren über die Lohnaus—

fallvergütung ausgeschlossen ist° Sie ermöglichen Arbeit—
nehmerinteressen über die Betriebsvertretung zur Geltung

zu bringen„ Earan wird deutlich7 daß der Betriebsvertretung

schon verfahrensrechtlich mehr als ein bloßes Antragsrecht

zuEestanden wird, daß sie nämlich im gleichen Umfang :ie der
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Arbeitgeber die Befugnis erhält‚ die Rechte der betrof—

fenen Arbeitnehmer prozeßetandschaftlich wahrzunehmen.

Materiéll—rechtlich handelt es sich um eine konkrete

(urd inhaltlich weitergehende) Ausprägung des Rechts.

und der Pflicht der Betriebsvertretung, darüber zu
wachen, daß im Betrieb die gesetzlichen und tariflichen
Bestimmungen eingehalten werden (@ 54 Abs„ 4 Buchst. b

BCtriebsverfassungsgesetz — BetrVG — 4952, heute % 80
£.bs° 4 Ziff„ 4 BetrVG)° Auch für den Bereich der Ge—

währung von Kug wird der Betriebsvertretung die Auf-

gabe übertragen, darüber zu wachen, daß die gesetz—

lichen Vorschriften eingehalten werden. Ihr wird aller—

dings zusätzlich noch ein Einwirkungsrecht eingeräumt,

um die Einhaltung dieser Vorschriften sicherstellen

zu können° Der innere Zusammenhang mit 5 80 BetrVG

wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß dort dem
Betriebsrat keine solchen besonderen Einwirkungsbefugé7

nisse übertragen sind‚ vielmehr nach einheitlicher Auf—

fassung das Uberwachungsrecht des Betriebsrats auf dem -
G1urdsatz der partnerschaftlichen Zusammenarbeit beruht

und hierdurch geprägt wird. S 80 BetrVG unterscheidet

sich zwar insofern von 5 488 AVAVG. Trotz der weiter—
gehenden Befugnisse der Betriebsvertretung nach 5 488

AVAVG hat das Kontrollrecht im Bereich des AVAVG aber

den gleichen systematischen Ausgangspunkt und damit

in gleicher Weise materiell—rechtlichen Charakter wie

das Übernachungsrecht aus 9 80 Abs„ 4 Ziff„ 4 BetrVG.

Die Notwendigkeit der Beiladung ist auch der einzige

Weg, den mit der Übertragung eines Kontrollrechts auf

die Betriebsvortretungen bezweckten sozialen Schutz

sicherzustellen. Gewährt das Gesetz der Betriebsver—

tretung die Prozeßstandschaft wie dem Arbeitgeber, so
ist es verfahrensrechtlich unerläßlich, ihr auch dann

die Möglichkeit zu geben, sich am (gerichtlichen) Ver—
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fahren zu beteiligen, wenn sie von ihrem Anzeige— und Antrags—

recht keinen Gebrauch gemacht hat° Die Möglichkeit, daß die

Betriebsvertretung von sich aus in jeder Lage des Verfahrens

diesem beitreten kann, läßt weder das AVAVG noch das S-G zu°

Es ist der B(triebsvertretung also nicht gestattet
— ohne

Beiladung — in einem zwischen dem Arbeitgeber und der Be-

klag :ten anhängigen Rechtsstreit Beteiligte zu werden; sie“

ist somit auch nicht in der Lage, bei einem ungünstigen Azs—

gang eines solchen gerichtlichen Verfahrens Rechtsmittel

einzulegeno Damit verbleibt die Beiladung als einziges Nittel‚

der Betriebsvertretung die Möglichkeit zu geben, im gericht—

lichen Verfahren ihre soziale Schutzfunktion und ihr Kontrollw

recht im Interesse der betroffenen Arbeitnehmer wahrzunehmen„

h) egen die Beteiligungsfähigkeit der Betriebsvertretung nach

70 Kr„ 2 SGG bestehen keine Bedenken (BVerfGE 5, 293, 302;

css° LSG SGG 55, 308) Die Betriebsvertretung ist im Rahmen’‚1
1;

'
G

’l‘
.‘l

ihrer Aufgaben beteiligungs- und damit prozeßfähig°

Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG)

zu 3 49 Abs° 4 des Wehrpflichtgesetzes (WpflG) steht der hier
vertretenen Auffassung über die notwendige Beiladung nicht

entgegen„ Nach 5 19 Abs. 5 WpflG hat neben dem Wehrpflichtigen

der gesetzliche Vertreter die Befugnis, Anträge zu stellen

und Rechtsmittel einzulegen° Das BVerwG hat in einem R€chtsn

streit, der von dem gesetzlichen Vertreter geführt wurde‚

die Beiladung des Wehrpflichtigen verneint, weil es den

hehrpflichtigeh nicht als Dritten im Sinne des % 65 der
Ve naltungsgerichtsordnung (VwGO) angesehen hat (BVerwGE 55,__1

247)„ Im Streit sei nur ein materielles Recht, nämlich das

Recht des Wehr13flichtigen‚ das von dem gesetzlichen Vertreter
ahnea*onmen werde° Der Wehrpflichtig e selbst habe demgegen—

dber kein anderes materielles Recht, das Von der Entscheidung

(J rdh1t werde„ Eine notwendige Beiladung des Wehrpflichtigen
‚.elle zudeem eine mit € 49 Abs„ ; WpflG nicht zu vereinbaren—"') c!

"

‘inschränhung des “selbständigen Verfahrensrechts" des’u (5 t1
'

1roneäs tr.vdschafters dar°
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Wenn auch —
vérfahrensrechtlich

- zwischen dem 5 49

Abs. 5 WpflG und dem 5 488 Abs. 4'AVAVG eine ähnliche

Lage gegeben zu sein scheint, so besteht dennoch ein

für die Frage der notwendigen Beiladung bedeutsamer

Unterschied. Während nach Auffassung des BVerwG der

Kehrpflichtige selbst außerhalb des im Verfahren strei—

tigen materiellen Rechts nicht in seinen Rechten berührt

wird, wird — wie oben dargelegt —
außer den im Streit

befindlichen Kug-Ansprüchen, die von der Betriebsver—

tretung prozeßstandschaftlich verfolgt werden können,

auch noch das besondere Kontrollrecht der Betriebsver—

tretung dureh das Verfahren berührt° Dies führt ent—

sprechend auch zu einer unterschiedlichen Entscheidung

über die Beiladung.

Die somit gebotene und vom LSG unterlassene notwendige

Beiladung der Betriebsvertretung der Klägerin macht

das Verfahren des LSG fehlerhaft und zwingt zur Aufhe—

bung des Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an

das LSG, welches die Beiladung nunmehr noch nachzuholen

hat°

Bei der Sachentscheidung wird das LSG erwägén müssen,

daß 3 447 Abs. 4 Nr. ; i.V.m. % 425 AVAVGbeim Lohnaus—
fall zvar von der "betriebsüblichen Arbeitszeit" ausgeht,

insoweit jedoch die "Doppelwoche" als Berechnungsfaktor

einsetzt (vgl„ auch 5 422 Satz 4 AVAVG)° Daraus könnte

sich die rechtliche Folgerung ergeben, daß Feiertage
der Doppelwoche grundsätzlich in die Berechnung einbe—f

zogen werden, sofern überhaupt in der Doppelwoche Kurz—
erbeit eintritt° Dem stünde nicht

entgegen, daß nach

herrschender Auffassung der @ 425 AVAVG mit dem Begriff
"betriebsübliche Arbeitszeit" nicht nur die Dauer, son—
dern auch die Lage der Arbeitszeit bezeichnet, also von
Bedeutung sein könnte, ob samstags und sonntags regel—

mäßig gearbeitet wird (so schon BVA AN 4954, 200 f;—
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Draeger/Buchnitz Schönefelder, AVAVG 1960, € 125 — Rdnr. 5).

Die Vorschriften über das Kug enthalten im übrigen keine

Regelung, die den Arbeitgeber zwingt, die Kurzarbeit erst

an dem Tag zu beginnen, der auf einen am Wochenanfang lie—

genden g.setzlichen Feiertag folgt; insoweit sollen die

Einzelverhältnisse des jeweiligen Betriebs maßgebend bleiben°

Hierfür spricht auch, daß auf diese Weise die Doppelueche

nit der kalendeiuoche übereinstimmen kann {vgl. im übrigen

Draeger/Buchwitz/Schönefelder, AVAVG, % 417 Bdnr. 30). Ob
ein Wochenfeiertag Ausfalltag ist, für diesen Tag also Kug

gezahlt werden muß, regelt @ 120 Abs. 5 AVAVG. Danach gelten

als Zeiten des Arbeitsausfalles Wochenfeiertage nur, soweit

eine Lohnzahlungspflicht infolge des Arbeitsmangels entfällt.

Dabei wird kein Unterschied dahingehend gemacht, ob der

Wochenfeiertag am Anfang, in der Mitte oder am Ende einer

Woche liegt. Bei der rechtlichen Beurteilung wird das LSG
diese Vorschrift im Zusammenhang mit @ 1 Abs. 1 des Gesetzes

(“.
zur Regelung der Lohnzahlung an Feiertagen vom 2. August 1,5

Feiertagslohnzahlungsgesetz — (BGBl l 479) sehen müssen.

Das Bundesarbeitsgerieht (BAG) hat dazu entschieden, daß

1 ertagslohn stets nur dann zu zahlen ist, wenn ausschließ—

h der Feiertag den Arbeitsausfall verursacht hat (vgl.

BAG AP Nr. 1 und Nr. 6 zu @ 1 Feiertagslohnzahlungsgesetz;
ferner AP hr. 2 zu S 56 BetrVG 1952). In der letztgenannten

c

.,tagslenn nicht zu zahlen sei, wenn in einem kurzarbeiten—

eden B trieb di an sich auf den Feiertag.fallende Arbeitszeit@
auf einen anderen Tag verlegt worden sei. In diesem Fall wäre

nach Meinung des BAG die Verlegung der Arbeitszeit die ent—

scheidende nächste Ursache für den Ausfall. Unter Berücksich—

tigung beider Vorschriften und der gesamten Rechtsprechung

des BAG wird die Auffassung gerechtfertigt sein, daß sozial—

politisch beabsichtigt war, dem Arbeitnehmer auch während

eines Wochenfeiertages den Anspruch entweder auf Lohn oder
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Lohnersatz zu erhalten„ Das LSG wird bei der Auslegung

des 5 420 Ahs° } AVAVG demgemäß zu prüfen haben, obv

denn nicht schon von einer Ausfallzeit im Sinne dieser

Vorschrift gesprochen werden kann, wenn der Arbeitgeber

an dem Wochenfeiertag verkürzt hätte arbeiten lassen,

sofern es sich dabei nicht um einen Wochenfeiertag

gehandelt hätte° Jedenfalls sollte die hier zu ent-5

scheidende materielle Frage unter dem Gesichtspunkt

beurteilt werden, daß die Regelungen nach dem Feier—

tegslohnzahlungsgesetz und die des 5 420 Abs„ 3 AVAVG
nach Sinn und Zweck einander ergänzen sollten‚
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